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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Briefentwurf an das Eid-
genössische Justiz- und Polizeidepartement EJPD. 

 

Begründung 

Der Regierungsrat unterstützt die vorgeschlagene Änderung der Asylverord-
nung 2 über Finanzierungsfragen (AsylV 2). Er begrüsst namentlich, dass die 
Höhe der Unterstützungsleistungen für Schutzbedürftige mit einer Aufent-
haltsbewilligung künftig von den Kantonen bestimmt werden kann, wenn der 
Bund für die betreffende Personengruppe keine Globalpauschalen mehr aus-
richtet. Gleichzeitig betont der Regierungsrat die Notwendigkeit schweizweit 
einheitlicher und liberaler Härtefallkriterien, um Personen mit nachhaltiger 
Integration den Erhalt einer regulären Aufenthaltsbewilligung zu ermöglichen. 

 

 

 

 

 

 

 


